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Bebauungsplan "Rechts am Zweibrücker Weg", 
Gemarkung Homburg: Aufstellungs- und 
Entwurfsbeschluss

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Bau- und Umweltausschuss (Vorberatung) 01.07.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 Ö

Beschlussvorschlag

a) Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker Weg“ in der 
Gemarkung Homburg wird beschlossen

b)   Der Entwurf des Bebauungsplanes wird gebilligt
c)   Die Verwaltung wird beauftragt, die Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 sowie die 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
durchzuführen

Sachverhalt

Die Grundstücke „Rechts am Zweibrücker Weg“ sind derzeit unbebaut und 
könnten einer Bebauung zugeführt werden.
Das städtebauliche Konzept sieht dazu die Errichtung von drei Gebäuden mit 
Wohn- und Gewerbeeinheiten sowie einer Lagerhalle vor.

Bei dem Bereich handelt es sich um eine weitgehend unbebaute Grünfläche mit 
vereinzelten Gehölzstrukturen. Die nördlich angrenzende Röhrrichtfläche als 
vermutlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG wird nicht in Anspruch 
genommen. Die Anbindung der Fläche an das örtliche und überörtliche 
Verkehrsnetz ist über die östlich verlaufende Zweibrücker Straße gesichert. Der 
ruhende Verkehr könnte vollständig auf dem Grundstück, u. a. in einer Tiefgarage, 
untergebracht werden.

Das Plangebiet liegt derzeit innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes „Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10“ (2005), welcher ein 
Mischgebiet festsetzt und nur im vorderen Bereich zur Saarbrücker Straße hin 
überbaubare Flächen definiert. Demnach ist eine Bebauung, insbesondere 
aufgrund fehlender überbaubarer Grundstücksflächen, nicht realisierungsfähig. 



Ziel des Bebauungsplanes ist demnach die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer solchen Planung (Nachverdichtung).

Im Bebauungsplan sollen u.a. folgende Festsetzungen getroffen werden 
(Auswahl):

• Die Festsetzung eines Mischgebietes zur Realisierung von Wohn- und 
Gewerbeeinheiten.

• Die Festsetzung von maximalen Gebäudehöhen zur Vermeidung der 
Entstehung überdimensionierter Bauten.

• Die Festsetzung von Flächen für eine Tiefgarage mit Zufahrt zur Ordnung des 
ruhenden Verkehrs auf dem Grundstück.

• Die Festsetzung einer Verkehrsfläche zur internen Erschließung des 
Plangebietes.

• Die Festsetzung eines öffentlichen Fußweges zur Sicherung der bestehenden 
Fußwegeverbindung in Richtung des Baumarktes.

• Die Festsetzung von Stellplatzeingrünung, als naturschutzfachliche 
Aufwertung und Verbesserung des Mikroklimas.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker Weg“ wird 
wie folgt begrenzt:

• im Norden durch angrenzende Grün- und Gehölzstrukturen (Biotop),
• im Osten durch eine angrenzende Grünfläche mit vereinzelten 

Gehölzstrukturen bzw. die Straßenverkehrsfläche der Zweibrücker Straße 
(Bundesstraße B 423),

• im Süden durch die Bebauung und private Freiflächen der Zweibrücker Straße 
Nr. 75 sowie die angrenzenden Flächen des Globus-Baumarktes und

• im Westen durch die Stellplatzflächen des Globus-Baumarktes.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind dem 
beigefügten Lageplan zu entnehmen. Der Bebauungsplan umfasst eine Fläche 
von ca. 4.900 m2.  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB im 
beschleunigten Verfahren. Es handelt sich bei der Planung um eine Maßnahme 
der Innenentwicklung (Nachverdichtung).

Der Flächennutzungsplan stellt für die Fläche eine gemischte Baufläche dar. Das 
Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erfüllt.

Der Beschluss, den Bebauungsplan aufzustellen, ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
ortsüblich bekannt zu machen.
 
Der Bebauungsplan „Rechts am Zweibrücker Weg“ ersetzt in seinem 
Geltungsbereich den Bebauungsplan „Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10“ 
(2005).

Anlage/n



1 Übersichtskarte (öffentlich)
2 Luftbild+Kataster (öffentlich)
3 Geltungsbereich (öffentlich)
4 Planzeichnung B-Plan "Rechts am Zweibrücker Weg" (öffentlich)
5 Begründung B-Plan "Rechts am Zweibrücker Weg" (öffentlich)
6 B-Plan_Innenstadterneuerung_Teilplan10 (öffentlich)
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LAGEPLAN, OHNE MASSSTAB 
 
Geltungsbereich des Bebauungsplans „Rechts am Zweibrücker Weg“ in der Kreisstadt Homburg, 
Stadtteil Homburg. 

 
Quelle: LVGL Saarland, Stand Kataster: 07.04.2021; Bearbeitung: Kernplan 
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VERFAHRENSVERMERKE

•	 Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat am 
__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker 
Weg“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 
Abs.1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen Flurstü-
cke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeichnungen mit 
dem Liegenschaftskataster übereinstimmen.

•	 Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB (Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung) im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB 
wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt.

•	 Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat in seiner Sit-
zung am __.__.____ den Entwurf gebilligt und die öf-
fentliche Auslegung des Bebauungsplanes „Rechts am 
Zweibrücker Weg“ beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil  B) sowie 
der Begründung, hat in der Zeit vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 13a 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von 
jedermann schriftlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch per Mail abgegeben werden können, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie die Nachbargemeinden wurden mit Schreiben 
vom __.__.____ von der Auslegung benachrichtigt 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist 
bis zum __.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen seitens 
der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Nachbargemeinden Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den Stadtrat 
am __.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht haben, 
mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

•	 Der Stadtrat hat am __.__.____ den Bebauungsplan 
„Rechts am Zweibrücker Weg“ als Satzung beschlossen 
(§  10 Abs.  1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung.

•	 Der Bebauungsplan „Rechts am Zweibrücker Weg“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

	 Homburg, den ____.____.________

	 Der Oberbürgermeister
	 i.V. Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüb-
lich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). In dieser 
Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit der Einsicht-
nahme, die Voraussetzungen für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfol-
gen der §§ 214,  215 BauGB, ferner auf Fälligkeit und 
Erlöschen der Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 
3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
„Rechts am Zweibrücker Weg“, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Homburg, den ____.____.________

	 Der Oberbürgermeister
	 i.V. Der Bürgermeister

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634) 
(Verfahren), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBI. I S. 1728).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1057).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 
(BGBI. I S. 306).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 09. Juni 2021 (BGBI. I S. 1699).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 04. Dezember 
2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211, 760).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 09. Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 1341).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 
2019 (Amtsbl. I S. 324).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 
2002 (Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 
I S. 324).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

•	 Der Bebauungsplan „Rechts am Zweibrücker Weg“ ersetzt in seinem Geltungsbereich den Bebauungsplan 
„Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10“ aus dem Jahr 2005.

•	 Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des 
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

•	 Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren Bau-
vorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das  Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz als Untere 
Bodenschutzbehörde zu informieren.

•	 Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besonderer Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begründung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

•	 Naturraumtypische und standortgerechte Gehölze sind, sofern es der Gesundheitszustand erlaubt und die 
Verkehrssicherheit gewährleistet ist, zu erhalten, und in die Planung zu integrieren. Die Baumschutzsatzung 
der Kreisstadt Homburg ist zu beachten.

HINWEISE

2.2	GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO im 
Bereich der Mischgebiete (MI 1 - 5) auf 0,6 festge-
setzt. Die festgesetzte GRZ bezieht sich ausdrücklich 
auf das gesamte Plangebiet und nicht nur auf die 
durch Perlschnur gebildeten Teilbereiche. 

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Gelände

oberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 
BauNVO) bis zu einer GRZ von 0,8 im Bereich der 
Mischgebiete (MI 1 - 5) überschritten werden.

Der Grundstücksfläche i. S. v. § 19 Abs. 3 BauNVO 
sind Flächenanteile an Gemeinschaftsanlagen hinzu-
zurechnen. Gemeinschaftsanlagen sind private 
Anlagen, die einem begrenzten Kreis von 
Grundstückseigentümern gehören, die durch die 
gemeinsame Errichtung und Unterhaltung einer 
Verpflichtung aus gesetzlichen Vorschriften nachkom-
men (z. B. Gemeinschaftsgaragen und 
Gemeinschaftsstellplätze).

2.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

3.	 BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Im Bereich des Mischgebietes MI 1 wird eine offene 
Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. In 
der offenen Bauweise sind Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten.

Im Bereich der Mischgebiete MI 2 bis MI 5 wird eine 
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. In der abweichenden Bauweise ist eine 
Grenzbebauung innerhalb des Plangebietes zulässig.

4.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie 
nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig 
sind oder zugelassen werden können (z.B. Stellplätze, 
Garagen, Carports).

5.	 FLÄCHEN FÜR TIEFGARAGEN MIT 
ZUFAHRTEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB I.V.M. § 12 
BAUNVO

Siehe Plan.
Tiefgaragen mit Zufahrten sind in den dafür fest-
gesetzten Flächen für Tiefgaragen mit Zufahrten 
zulässig.

Lüftungsschächte, etc. sind auch außerhalb der dafür 
festgesetzten Flächen für Tiefgaragen mit Zufahrten 
zulässig.

6.	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Innerhalb des Mischgebietes MI 2 sind je 

Wohngebäude maximal 16 Wohneinheiten, innerhalb 
des Mischgebietes MI 3 je Wohngebäude maximal 
13 Wohneinheiten und innerhalb des Mischgebietes 
MI 4 je Wohngebäude maximal 10 Wohneinheiten 
zulässig. 

7.	 VERKEHRSFLÄCHE BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

Zur internen Erschließung des Gebietes wird eine 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier: 
verkehrsberuhigter Bereich, festgesetzt.

8.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln 

sind im Fall der Entfernung der Gehölze die gesetz-
lichen  Rodungsfristen gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG 
einzuhalten.

Diese Fristen sind auch auf den Rückbau der Unter-
stände, Garagen und die Räumung der Lagerflächen 
zu übertragen.

9.	 ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Ab drei oberirdischen Stellplätzen ist im Umfang 

von je drei oberirdischen Stellplätzen mindestens 
ein standortgerechter klein- bis mittelkroniger Laub-
baumhochstamm (Stammumfang 18 - 20 cm) zu 
pflanzen. 

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 6 BAUNVO

	 MISCHGEBIET (MI 1 - 5)

	 zulässig sind:

	 ausnahmsweise zulässig sind:

	 unzulässig sind:

Gem. § 6 BauNVO - Mischgebiet

Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 Geschäfts- und Bürogebäude,
3.	 sonstige Gewerbebetriebe,
4.	 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1.	 Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrele-
vanten Hauptsortimenten gemäß Homburger 
Sortimentsliste, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Gem. § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO.

1.	 Anlagen für sportliche Zwecke,
2.	 Gartenbaubetriebe,
3.	 Tankstellen,
4.	 Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 6 Abs. 2 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufsflächen für Sexartikel (Sexshops und 
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in 
denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder 
angeboten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche 
Betriebe einschließlich Wohnungsprostitution und 
gewerbliche Zimmervermietung).

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB  
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Unterer Bezugspunkt für die Gebäudeoberkante ist 
die Oberkante der östlich an das Plangebiet angren-
zenden Straßenverkehrsfläche der Zweibrücker Straße, 
gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile 
kann die zulässige Gebäudeoberkante überschritten 
werden.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

MI MISCHGEBIET (MI)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

GOKmax.

HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE ALS 
HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

III ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

TG FLÄCHE FÜR TIEFGARAGE UND ZUFAHRT
(§ 9 ABS.1 NR. 4 BAUGB)

10 WE HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE
(§ 9 ABS.1 NR. 6 BAUGB)

V
VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH 
TIEFGARAGE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

HÖHENBEZUGSPUNKT

Baugebiet
Wohneinheiten je 

Wohngebäude

Zahl der Vollge-
schosse

Grundflächenzahl
Höhe baulicher 

Anlagen

Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
•	 Das Plangebiet ist im modifizierten Trennsystem zu entwässern.
•	 Schmutzwasser ist über einen Schmutzwasserkanal in den bestehenden Mischwasserkanal abzuleiten.
•	 Anfallendes Regenwasser ist innerhalb des Plangebietes zu versickern (sofern der bodengutachterliche 

Nachweis erbracht wird), in einem getrennten Regenwasserkanal abzuleiten bzw. in oberirdischen und/
oder unterirdischen Rückhaltebecken entweder zur weiteren Verwendung (z.B. Bewässerung) zwischenzu-
speichern oder gedrosselt in den städtischen Mischwasserkanal abzugeben.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
•	 Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachflächen ist zulässig.
•	 Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materialien. 

Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig.
•	 Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 

belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, 
auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer 
Zahl vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig. Wasserdichte oder 
nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüll-
ten Flächen zulässig. Mineralische Splitabdeckungen für z. B. trockenresistente und insektenfreundliche 
Beete oder Gartenanlagen ohne zusätzliches Vlies und Folie sind erlaubt.

•	 Standflächen für Abfallbehälter sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche orientierten Bereichen 
entweder in Schränken einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

Quelle: Roland Lupp, Dipl.Ing. Architekt AKS, Homburg; Stand der Planung: April 2021

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

Darüber hinaus sind die nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen als begrünte Gartenflächen an-
zulegen, sofern sie nicht für Zufahrten, Stellplätze, 
Wege oder weitere Gestaltungselemente benötigt 
werden. Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeig-
net sind, eine ansprechende Durchgrünung und eine 
harmonische und optisch ansprechende Einbindung 
in das umgebende Siedlungsbild zu erreichen. Zur 
Eingrünung ist je 200 qm nicht überbauter Grund-
stücksfläche mindestens 1 standortgerechter Laub-
baumhochstamm / Stammbusch zu pflanzen, dauer-
haft zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

Bei allen Baumpflanzungen muss grundsätzlich die 
offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasser-
durchlässigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) 
mindestens 6,0 m2 betragen.

Die Baumscheiben sind durch geeignete Maßnah-
men wie z.B. die Bepflanzung mit bodendeckenden 
Kleingehölzen oder Stauden, Ramm-Borden, etc. vor 
Oberflächenverdichtung zu schützen.

Im Falle beengter Verhältnisse sind Belüftungs- und 
Bewässerungskanäle anzulegen; die Pflanzgrube 
muss mindestens 12,0 m3 umfassen und 1,50 m tief 
sein. 

Bei der Baumarten- bzw. -sortenauswahl für den 
Stellplatzbereich ist die folgende Pflanzliste (Vor-
schlagsliste) zu verwenden, wobei auch andere 
standortgerechte Bäume gepflanzt werden können:

•	 Feld-Ahorn (Acer campestre)
•	 Spitz-Ahorn (Acer platanoides)
•	 Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
•	 Hainbuche (Carpinus betulus)
•	 Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)
•	 Winter-Linde (Tilia cordata)
•	 Silber-Linde (Tilia tomentosa)
•	 Platane (Platanus x acerifolia)
•	 Mehlbeere (Sorbus aria)
•	 Rosskastanie (Aesculus hippocas-tanum)

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 
- Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bau-
weisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die 
Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen) ebenso 
wie die einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 - 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau, Pflanzen 
und Pflanzarbeiten) zu beachten. Die Bäume sind 
dauerhaft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige 
Bäume zu ersetzen.

Eine Fassadenbegrünung ist grundsätzlich zulässig. 
Ebenso ist eine Begrünung der Dachflächen von 
Haupt- und Nebengebäuden zulässig.

10.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 07.04.2021; Quelle: LVGL Saarland

MI 1
-

-

GRZ
0,6

GOKmax.
8,00 m

o -

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. 
Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. 
Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde 
gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten 
entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der 
grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der 
digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In Homburg sollen die Grundstücke „Rechts 
am Zweibrücker Weg“, nördlich des Glo-
bus-Baumarktes, bebaut werden. Vorgese-
hen ist die Errichtung von insgesamt drei 
Gebäuden mit Wohn- und Gewerbeeinhei-
ten sowie einer Lagerhalle.

Bei dem Grundstück handelt es sich um 
eine weitgehend unbebaute Grünfläche mit 
vereinzelten Gehölzstrukturen. Im östlichen 
Bereich des Plangebietes, angrenzend an 
die Zweibrücker Straße, findet sich zudem 
ein Wohngebäude (Zweibrücker Straße Hs.-
Nr. 73).

Die Erschließung der Fläche ist über die öst-
lich verlaufende Zweibrücker Straße gesi-
chert. Die interne Erschließung des Gebiets 
soll über den vorhandenen Fußweg zum 
Baumarkt erfolgen, welcher verbreitert und 
als Zufahrtsstraße ausgebaut werden soll. 
Der Fußweg zum Baumarkt soll hierbei er-

halten werden. Der ruhende Verkehr kann 
vollständig auf dem Grundstück, u. a. in 
einer Tiefgarage, untergebracht werden.

Das Plangebiet liegt derzeit innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
„Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10“ 
(2005), welcher ein Mischgebiet festsetzt 
und überbaubare Flächen im östlichen Be-
reich des Plangebietes, entlang der Zwei-
brücker Straße definiert. Demnach ist das 
Vorhaben insbesondere aufgrund der Aus-
weisung als nicht überbaubare 
Grundstücksflächen nicht realisierungsfä-
hig. Zur Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit der 
Planung bedarf es daher der Aufstellung 
des Bebauungsplanes.

Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat 
daher nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 
1 BauGB die Aufstellung des 

Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker 
Weg“ beschlossen.

Der vorliegende Bebauungsplan ersetzt in 
seinem Geltungsbereich den Bebauungs-
plan „Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 
10“ aus dem Jahr 2005.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans sind dem beigefügten 
Lageplan zu entnehmen. Der Bebauungs-
plan umfasst eine Fläche von ca. 4.900 m2.

Ursprünglich war die Bebauung einer grö-
ßeren Fläche vorgesehen. Da es sich bei die-
ser nördlich gelegenen Fläche jedoch um 
eine Röhrichtfläche und ein Biotop handelt, 
wurde zum Schutz dieser Fläche hierauf ver-
zichtet.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 

Luftbild mit Geltungsbereich; Quelle: ZORA, LVGL; Bearbeitung: Kernplan

Globus BaumarktGlobus Baumarkt

Plangebiet

Burger KingBurger King

Esso TankstelleEsso Tankstelle
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Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung (Nachverdichtung im In-
nenbereich). Mit dem Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des 
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in 
Kraft trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne förmliche Umweltprüfung bei Bebau-
ungsplänen der Größenordnung bis zu 
20.000 qm weg. Dies trifft für den vorlie-
genden Bebauungsplan zu, da das 
Plangebiet lediglich eine Fläche von ca.  
4.900 m2 in Anspruch nimmt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. Auch bestehen keine 
Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung 
Pflichten zur Vermeidung der Begrenzung 
der Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 BImSchG zu beachten sind.

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend: 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird. 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 

Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt 
Homburg stellt für die Fläche eine gemisch-
te Baufläche dar. Das Entwicklungsgebot 
gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erfüllt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt inmitten der Kreisstadt 
Homburg, unmittelbar angrenzend an die 
Zweibrücker Straße (B 423).

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch angrenzende Grün- 
und Gehölzstrukturen (Biotop),

•	 im Osten durch eine angrenzende Grün-
fläche mit vereinzelten Gehölzstruktu-
ren bzw. die Straßenverkehrsfläche der 
Zweibrücker Straße (Bundesstraße B 
423),

•	 im Süden durch die Bebauung und pri-
vate Freifläche der Zweibrücker Straße 
Nr. 75 sowie die angrenzenden Flächen 
des Globus-Baumarktes und

•	 im Westen durch die Stellplatzflächen 
des Globus-Baumarktes.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des  
Bebauungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen­
tumsverhältnisse

Die Fläche des Plangebietes befindet sich 
überwiegend im Eigentum von Privatperso-
nen. Lediglich der öffentliche Fußweg in 
Richtung Globus-Baumarkt sowie eine klei-
nere Restfläche sind im Eigentum der Kreis-
stadt Homburg. Aufgrund der Eigentums
verhältnisse ist daher von einer zügigen 
Realisierung des Vorhabens auszugehen.

Das Plangebiet ist durch einen befestigten, 
öffentlichen Fußweg sowie einem Wohnge-
bäude (Stadtvilla) und den dazugehörigen 
privaten Freifläche mit Schuppen geprägt. 
Einzelne Bäume und eine dichtere Gehölz-
struktur im Nordwesten des Gebietes struk-
turieren die Freifläche.

Die Umgebung des Plangebietes ist teils 
durch Wohnnutzung und private Freiflächen 
(Privatgärten) geprägt. Westlich des Gebie-
tes befindet sich mit dem Globus-Baumarkt 
zudem ein großflächiger Einzelhändler. Zu-
dem sind in der näheren Umgebung verein-

zelt Handwerksbetriebe und sonstige Nut-
zungen vorzufinden.

Das Plangebiet ist somit für eine gemischte 
Nutzung prädestiniert.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist reliefarm. Es ist daher 
nicht davon auszugehen, dass sich die To-
pografie in irgendeiner Weise auf die Fest-
setzungen dieses Bebauungsplanes (insbe-

sondere auf die Festsetzung des Baufens-
ters) auswirken wird.

Verkehr

Das Plangebiet ist über die östlich angren-
zende Zweibrücker Straße (Bundesstraße B 
423) erschlossen. Über diese erfolgt auch 
die Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz (ca. 4 km bis BAB 6, AS 9 „Hom-
burg“ bzw. ca. 5,5 km bis BAB 8, AS 30 
„Einöd“).

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

Blick ins Plangebiet aus Richtung Südwesten mit der bestehenden Stadtvilla im Hintergrund
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Bzgl. der Anbindung an die Zweibrücker 
Straße soll eine „rechts rein, rechts raus“ 
Regelung erfolgen. Das bedeutet, dass man 
von der Zweibrücker Straße kommend nur 
rechts in das Plangebiet einfahren bzw. vom 
Plangebiet aus nur nach rechts in die Zwei-
brücker Straße abbiegen darf.

Die interne Erschließung des Gebiets soll 
über den vorhandenen Fußweg zum Bau-
markt erfolgen, welcher erweitert und als 
Zufahrtsstraße ausgebaut werden soll. Der 
Fußweg zum Baumarkt soll hierbei erhalten 
werden. 

Der ruhende Verkehr kann vollständig auf 
dem Grundstück, u. a. in einer Tiefgarage, 
untergebracht werden.

Die Anbindung des Plangebietes an den 
ÖPNV erfolgt über die Bushaltestelle „Vir-
chowstraße“, welche sich unmittelbar nord-
östlich des Plangebietes befindet. Ab hier 
bestehen u. a. Anbindungsmöglichkeiten in 
Richtung Zweibrücken sowie an den Haupt-
bahnhof Homburg.

Weiterer Erschließungsanlagen bedarf es  
für die Realisierung des Vorhabens nicht. 

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist in der 
Zweibrücker Straße bereits grundsätzlich 
vorhanden.

Die nach § 49 a SWG geltenden Vorgaben 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind hier nicht 
zwingend anzuwenden, da das Grundstück 
vor dem Jahr 1999 bereits bebaut, damit 
befestigt und an die öffentliche Kanalisa-
tion angeschlossen war.

Gemäß des Kartendienstes zur potenziellen 
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich für eine Versickerung ungeeignet 
(Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand 
der Abfrage: 04.05.2021).

Die Stadt plant langfristig den Ausbau des 
Trennsystems. Daraus ergibt sich die Forde-
rung der Stadt, ein modifiziertes Trennsys-
tem einzurichten. Das bedeutet:

•	 Schmutzwasser wird über einen 
Schmutzwasserkanal in den bestehen-
den Mischwasserkanal abgeleitet.

•	 Anfallendes Regenwasser wird entwe-
der versickert (sofern der bodengutach-
terliche Nachweis erbracht wird) oder 
über einen Regenwasserkanal abgelei-
tet, in einem unterirdischen Rückhalte-
becken/-kanal gespeichert und gedros-

Bestehende Wohnbebauung im Osten des Plangebietes mit der angrenzenden Zweibrücker Straße

Versickerungsfähigkeit des Bodens (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet); Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 04.05.2021)
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selt in den Mischwasserkanal abgege-
ben.

•	 Zur Brauchwassernutzung ist die Errich-
tung von Speichern (z.B. Zisterne) zuläs-
sig.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Ver- und Entsorgungsträgern 
abgestimmt werden.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Das Plangebiet, welches inmitten eines he-
terogen genutzten Gebiets liegt, ist von den 
bestehenden Stadtvillen und einem großflä-
chigen Einzelhändler (Globus Baumarkt) 
geprägt. Das Grundstück dient im Bestand 
größtenteils als private Freifläche, eine  
Nachverdichtung mit Wohn- und Gewerbe-
einheiten sowie einer Lagerhalle bietet sich 
auf dieser Fläche daher an. Gleichzeitig  
übernimmt das Gebiet eine Scharnierfunk-
tion zwischen der bestehenden 
Wohnbebauung im Osten und den gewerb-
lichen Einheiten im Westen.

Die Inanspruchnahme anderer Flächen im 
Außenbereich wird somit vermieden.

Für die Entwicklung des Standortes eignen 
sich angesichts der umliegenden Nutzung 
(Wohnen in Ein- und Mehrfamilienhäusern 
und großflächiger Einzelhandel) nur wenige 
Vorhaben.

•	 Die geplante Nutzung muss mit der vor-
handenen Wohnnutzung im Umfeld 
verträglich sein.

•	 Weiterhin stellen das Störgradpotenzial 
für die umgebende Wohnnutzung und 
die städtebaulich gestalterischen Anfor-
derungen Entwicklungshemmnisse dar. 

Dem wird durch die Realisierung von Mehr
familienhäusern, gewerblichen Einheiten 
sowie einer Gewerbehalle in dem hetero-
gen geprägten Gebiet Rechnung getragen. 
Sonstige Nutzungsalternativen, z.B. eine 
rein gewerbliche Nutzung, ist hier aufgrund 
der geringen Fläche kaum realisierbar und 
städtebaulich böten sich attraktivere und 
eher vertretbare Standortalternativen in der 
Kreisstadt Homburg an.

Mischnutzung ist eine realisierbare, vor dem 
Hintergrund des hohen Bedarfs an vielfältig 
nutzbaren Flächen begründbare Nutzung. 
Durch die geplante Nachverdichtung einer 
Freifläche wird die Kreisstadt der anhalten-
den Nachfrage nach neuem Wohnraum und 
Arbeitsplätzen gerecht.

Der Flächennutzungsplan stellt für das 
Grundstück eine Mischbaufläche dar. Die 
planerische Zielvorstellung des vorbereiten-
den Bauleitplanes wird weiterhin gewahrt. 
Darüber hinaus setzt der bestehende Be-
bauungsplan „Innenstadterneuerung Teil-
plan Nr. 10“ (2005) das Plangebiet und 
dessen unmittelbare Umgebung bereits als 
Mischgebiet fest.

Die Standortfaktoren für eine Mischnutzung  
sind günstig. Es handelt sich um eine etab-
lierte Wohnlage mit gleichzeitig schneller 
Anbindung an die Homburger Innenstadt 
per PKW oder ÖPNV (Bushaltestellen „Vir-
chowstraße“ in fußläufiger Entfernung). 
Auch die Kindertagesstätte „Kath. Kinder-
tagesstätte Fronleichnam“ liegt noch in der 
erweiterten Nachbarschaft (ca. 600 m öst-
lich in der Ringstraße). Die unmittelbare La-
ge an der Zweibrücker Straße (Bundesstra-
ße B 423) ist zudem ein guter Standortfak-
tor für gewerbliche Nutzungen. Die Auto-
bahn (BAB  8 und BAB 6) ist ebenfalls in 
kurzer Zeit zu erreichen.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben.

Städtebauliches Konzept, Quelle: Roland Lupp, Dipl. Ing. Architekt AKS, Homburg; Stand der Planung: April 2021; Bearbeitung: Kernplan
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be­
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum Homburg

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche (entspricht dem Planvorhaben)

•	 (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der 
Siedlungsachsen (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flächenhafter Siedlungs-
strukturen, Erreichbarkeitsverhältnisse): erfüllt

•	 (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich: erfüllt

•	 (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen statt Ausweisung und Erschlie-
ßung neuer Wohnbauflächen: erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten •	 Der Bebauungsplan „Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10“ (2005) greift bereits in 
die Wohneinheitenbilanzierung ein.

•	 3,5 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner und Jahr

Es wird beantragt, dass aufgrund § 13a BauGB (Bebauungsplan, der der Nachverdich-
tung dient) die Wohneinheiten nicht angerechnet werden

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

•	 Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projekträume (rein infor-
melles Instrument ohne restriktive Wirkungen)

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Wasserschutzgebiet nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Überschwemmungs-
gebiete, Geschützte Landschaftsbestand-
teile, Nationalparks, Biosphärenreservate, 
Naturparks

nicht betroffen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Arten im direkten Umfeld des 
Geltungsbereiches (Siedlungsraum):

•	 gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) Nachweis des Braunen 
Langohrs (C. HARBUSCH, 2008, Winterquartier in den Karlsberg-Stollen) und der 
Mauereidechse am Landratsamt (C. BRAUNBERGER, 2012)

•	 die älteren Fundortdaten des ABSP belegen innerhalb eines 1 km-Radius und noch 
innerhalb des Siedlungsbereiches Vorkommen der gefleckten Smaragdlibelle und im 
Bereich der Erbach-Aue Nachweise der Rohrammer, des Schwarzkehlchens und der 
Turteltaube aus den späten 80er Jahren

•	 keine Flächen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen

•	 kein Lebensraum n. Anh. 1, FFH-Richtlinie und kein registrierter n. § 30 BNatSchG 
gesetzlich geschützter Biotope betroffen, nächstgelegene Flächen außerhalb des 
Siedlungsbereiches

Allgemeiner und besonderer Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Ok-
tober bis 28. Februar einzuhalten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 
des BNatSchG) Störung oder Schädigung 
besonders geschützter Arten bzw. natürli-
cher Lebensräume nach § 19 i.V.m. dem 
USchadG, Verbotstatbestand nach § 44 
BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

•	 der ca. 0,5 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der 
Homburger City an der Zweibrücker Straße unweit des Rathauses

•	 es handelt sich um eine Baulücke zwischen dem Burger King und einem Wohnhaus 
mit rückwärtiger Freifläche

•	 nördlich des Geltungsbereiches befindet sich eine mittlerweile vollständig verbrach-
te Fläche, auf der, offenbar in Vorgriff auf ein früher beabsichtigtes Bauvorhaben, 
eine Baugrube angelegt wurde; hier hat sich zwischenzeitlich auf anmoorigem 
Standort ein kleinflächiges Rohrkolben-Röhricht entwickelt, das von Pioniergehöl-
zen überwiegend aus Salweiden gesäumt wird; aufgrund des relativ hoch anstehen-
den Grundwassers sind tiefer liegenden Bereiche offenbar ganzjährig mit Grund-
wasser gefüllt (das Grundstück befindet sich im Bereich der ehemaligen Erbach-Aue, 
das Gewässer ist im gesamten Innenstadtbereich jedoch vollständig verrohrt)

•	 zumindest das Rohrkolben-Röhricht ist n. § 30 BNatSchG geschützt; dies und der 
Umstand, dass das Gewässer als potenzieller Laichstandort für Amphibien gelten 
darf, hat nach naturschutzfachlicher Beurteilung den Investor dazu veranlasst diesen 
ursprünglich in den Geltungsbereich eingeschlossenen Abschnitt aus der Planungs-
fläche auszuschließen
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Kriterium Beschreibung

•	 der reduzierte Geltungsbereich umfasst nunmehr das Wohngrundstück an der Zwei-
brücker Str. 73 mit Wohngebäude und Ziergrünfläche, den rückwärtig anschließen-
den intensiv genutzten Grünbereich, sowie daran anschließend eine weitere exten-
siv genutzte Grünfläche mit mehreren alten Obstbäumen

•	 der Geltungsbereich umfasst weiterhin den rückwärtigen Bereich der Baulücke zwi-
schen dem bestehenden Wohnhaus und dem Burger King, die Baulücke wird gerade 
bebaut, wobei das aufgebrachte Schotterplanum ca. 10-15 m in den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes hineinreicht

•	 in den Geltungsbereich eingeschlossen ist auch der südlich angrenzende Fußweg 
zwischen Zweibrücker Straße und Globus-Baumarkt

•	 standörtlich und aus der Sicht der aktuellen Nutzung ist die Planungsfläche außer-
halb des eingefriedeten Wohngrundstückes und des asphaltierten Verbindungswe-
ges 2-geteilt:

•	 der an das Wohngrundstück anschließende, eher trockene Abschnitt wird von den 
Anliegern intensiv genutzt und regelmäßig gemäht bzw. freigehalten, auf der Teil-
fläche befinden sich mehrere Unterstände, eine Holzgarage und Lagerflächen

•	 der rückwärtige Abschnitt ist etwas feuchter und wird von einer, lokal durch Grün-
schnittablagerungen gestörten, eutraphenten Honiggras-Fuchsschwanz-Wiese ein-
genommen, die regelmäßig von aufkommenden Brombeerhecken freigestellt wer-
den muss, die vor allem aus der nördlich angrenzenden Brachfläche einwachsen; auf 
der Teilfläche befinden sich mehrere alte Obstbäume, ein vitaler Walnussbaum mit 
ca. 80 cm Stammdurchmesser, ein umgeknickter Kirschbaum BHD ca. 70 cm, ein 
weiterer vitaler Kirschbaum mit BHD 60 cm sowie ein jüngerer Apfelbaum mit Tot-
ästen und Höhleninitial

•	 die Bäume, vor allem der Apfelbaum und der umgeknickte Kirschbaum, besitzen 
hohe Totholzanteile, auch offene Spalten und Nischen in den Bruchstellen, die sich 
für Halbhöhlenbrüter wie z.B. den Gartenrotschwanz als Brutstätte eignen; Hinweise 
auf aktuelle oder frühere Bruten wurden jedoch nicht gefunden

•	 es konnten auch keine Stamm- und Asthöhlen registriert werden, die z.B. aus als 
Fledermausquartier geeignet wären; das Höhleninitial am Apfelbaum besitzt noch 
eine zu geringe Tiefe

•	 zwei weitere jüngere und vitale Obstbäume befinden sich im vorderen intensiv ge-
nutzten Teilbereich

Bestehende Vorbelastungen

•	 Lage im City-Bereich von Homburg mit stark versiegeltem Umfeld und geringem 
Anteil an Grünstrukturen 

•	 hohes Verkehrsaufkommen durch Straßenverkehr und Nutzung als Parkplatz (Glo-
bus-Baumarkt)

•	 daher starke Stör- und Lärmdisposition, auch durch Fahrzeugbewegungen

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevanten Tier- 
und Pflanzenarten

•	 vorderer intensiv genutzter Teilbereich mit vergleichbaren Strukturen wie in den an-
grenzenden Wohngrundstücken mit stark beanspruchten und gestörten Grün- oder 
Ziergrünflächen, Unterständen, Abstellplätzen für Gartenutensilien, Ablagerungen 
etc.

•	 Dachüberstände, Nischen und andere Strukturen an den Unterständen und der Ga-
rage als Brutstätte für Gebäudebrüter grundsätzlich geeignet (z.B. Hausrotschwanz); 
bei der Begehung im April konnte keine Aktivität von Haussperlingen registriert wer-
den, auch für Mauersegler sind die niedrigen Gebäude ungeeignet

•	 im rückwärtigen Abschnitt mit randlichen Ziergrün- und Brombeerhecken sowie al-
ten Obstbäumen sind Brutstätten von Gehölzfrei. und Halbhöhlenbrütern möglich

•	 keine geschlossenen Baumhöhlen als potenzielle Brut- bzw. Ruhestätten für höhlen-
brütende Vögel bzw. Fledermäuse
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Kriterium Beschreibung

•	 in der angrenzenden Brachfläche mit perennierendem Kleingewässer und kleinem 
Röhricht ist evtl. mit dem Sumpfrohrsänger zu rechnen, der bekannterweise auch in 
kleine Feuchtbrachen innerhalb des Siedlungsbereiches vordringt (auch wenn 
während der Begehung keine Gesangsaktivitäten registriert wurden); verhört wur-
den an dieser Stelle u.a. Zilzalp, Mönchsgrasmücke, Rotkehlchen, Amsel und Elster

•	 in dieser angrenzenden Brachfläche ist auch ein (Laich-) Vorkommen von Amphibien 
möglich, a priori nicht auszuschließen ist gar ein Vorkommen der Gelbbauchunke, 
die nach Information des Umweltamtes (Hr. Dorda) in vergleichbaren, ebenfalls iso-
lierten, Gewässern im städtischen Umfeld bereits nachgewiesen wurde

•	 Planungsfläche besitzt als Grünfläche im stark versiegelten City-Bereich vor allem 
auch Teillebensraumfunktion (Nahrungsraum)

•	 weitere planungsrelevante Arten sind aufgrund der Habitatausstattung und der 
Siedlungslage nicht zu erwarten

Artenschutzrechtliche Beurteilung

•	 die Fläche bietet in den randlichen Ziergrünflächen, Brombeerhecken und an den z. 
T. alten Obstbäumen Brutmöglichkeiten für Gehölzbrüter, auch für Halbhöhlenbrüter, 
aufgrund der Lage im Innenstadtbereich ist jedoch vor allem mit störresistenten 
Siedlungsarten zu rechnen

•	 für diese kann in Bezug auf die Fortpflanzungsstätte eine Legalausnahme n. § 44 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 vorausgesetzt werden, d.h. es ist davon auszugehen, dass diese 
Arten aufgrund ihres weiten Lebensraumspektrums in der Lage sind, vergleichswei-
se einfach andere Standorte zu besiedeln oder auf diese auszuweichen, so dass die 
ökologische Funktion der Fortpflanzungsstätten im räumlichen Zusammenhang wei-
terhin erfüllt ist

•	 dies gilt auch für die möglichen Gebäudebrüter an den Schuppen und Unterständen, 
zu rechnen ist hier vor allem mit dem Hausrotschwanz

•	 für den in der angrenzenden Brachfläche mit perennierendem Kleingewässer nicht 
auszuschließenden Sumpfrohrsänger kann im Kontext der nahezu vollständigen Ver-
siegelung des weiteren Umfeldes eine signifikante Verschärfung der Isolationslage 
durch das Vorhaben (durchgrüntes Mischgebiet) und damit eine Verschlechterung 
der Habitatfunktion nicht plausibel abgeleitet werden

•	 dies darf im Falle ihres (unwahrscheinlichen) Vorkommens durchaus auch für die 
Gelbbauchunke gelten

•	 mit jagenden siedlungstypischen Fledermausarten (Zwerg-, Breitflügelfledermaus, 
Großer Abendsegler u.a.) ist auf der Fläche zu rechnen

•	 geschlossene und quartier- oder gar schwarmtaugliche Baumhöhlen sind trotz ho-
her Totastanteile und knorrigem Wuchs der 4 alten Obstbäume nicht vorhanden; 
Tagesquartiere von Einzeltieren können hingegen nicht ausgeschlossen werden

•	 auch hier ist davon auszugehen, dass aufgrund der zahlreichen Quartiermöglich-
keiten für die hier zu erwartenden o. g. Siedlungs- bzw. Gebäudearten die ökologi-
sche Funktion der Ruhestätten im räumlichen Verbund weiterhin erfüllt sein wird

•	 Tötungstatbestände können wie bei den Vögeln durch Einhaltung der gesetzlichen 
Rodungsfristen vermieden werden

•	 Verstöße gegen § 44 BNatSchG sind daher nicht zu erwarten

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes

•	 Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

•	 da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essenzielle Bedeutung als 
Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr.1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entspre-
chende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden 
Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadengesetz 
nicht zu erwarten
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Kriterium Beschreibung

•	 daher ist eine Freistellung von der Umwelthaftung bei Einhaltung der gesetzlichen 
Rodungsfristen im Zuge des Bauleitplanverfahrens möglich

Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen

•	 zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln sind im Fall der Entfernung der 
Gehölze die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5., BNatSchG einzuhalten

•	 diese Fristen sind auf den Rückbau der Unterstände, Garagen und die Räumung der 
Lagerflächen zu übertragen

•	 damit kann ein Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vermieden 
werden

Baumschutzsatzung der Kreisstadt Homburg

Gemäß der Satzung zum Schutz von Bäu-
men in der Kreisstadt Homburg vom 18. 
Februar 2009 sind Bäume innerhalb der 
Kreisstadt Homburg geschützt, sofern die 
Kriterien des § 1 der Satzung erfüllt wer-
den.
Maßgebliche Faktoren für die Schutzaus-
weisung sind:

•	 Baumart

•	 Stammumfang
Schutzzweck ist gemäß § 2 die Bestands-
erhaltung der Bäume zur Sicherstellung 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, 
insb. zur Verbesserung des Stadtklimas 
und zur Sicherung der Lebensstätten für 
Tier- und Pflanzenwelt sowie zur Be-
lebung, Gliederung und Pflege des Orts- 
und Landschaftsbilds.

•	 Naturraumtypische und standortgerechte Gehölze sind, sofern es der Gesundheits-
zustand erlaubt und die Verkehrssicherheit gewährleistet ist, zu erhalten, und in die 
Planung zu integrieren. Die Baumschutzsatzung der Kreisstadt Homburg ist zu be-
achten.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan •	 Darstellung: gemischte Baufläche

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist erfüllt

Auszug aus dem Flächennutzungsplan, Quelle: Kreisstadt Homburg (Saar)

Bebauungsplan •	 Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Innen-
stadterneuerung Teilplan Nr. 10“ (2005), der für die Fläche ein Mischgebiet festsetzt. 
Insbesondere das im Bebauungsplan „Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10“ fest-
gesetzte Maß der baulichen Nutzung sowie die überbaubaren Grundstücksflächen 
lassen die Realisierung des Planvorhabens jedoch nicht zu. Die Aufstellung des 
Bebauungsplanes ist somit erforderlich.

•	 Der Bebauungsplan ersetzt in seinem Geltungsbereich den Bebauungsplan „Innen-
stadterneuerung Teilplan Nr. 10“ (2005).

Auszug aus dem Bebauungsplan „Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10 “, Quelle: Kreisstadt Hom-
burg (Saar)
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung - 
Mischgebiet (MI)

Gem. § 6 BauNVO

Zentrales Anliegen dieses Bebauungsplanes 
ist das Schaffen der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Realisierung des ge-
planten Quartiers „Rechts am Zweibrücker 
Weg“.

Es soll ein Gebiet entwickelt werden, das 
sowohl dem Wohnen, als auch nicht we-
sentlich störenden, gewerblichen Zwecken 
dient. Weiterhin sind am Standort „Rechts 
am Zweibrücker Weg“ ergänzende, verträg-
liche Nutzungsarten denkbar (z. B. Anlagen 
für Verwaltungen sowie für kirchliche, kultu-
relle, soziale und gesundheitliche Zwecke). 
Darüber hinaus können Einzelhandelsbe-
triebe mit nicht zentrenrelevanten Haupt-

sortimenten gemäß Homburger Sortiments-
liste, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes aus-
nahmsweise zugelassen werden.

Die Umgebung dient dem Wohnen und als 
Standort von Nutzungen, die die Wohnruhe 
nicht wesentlich stören. Dem Ziel der Reali-
sierung einer typischen innerörtlichen 
Wohnnutzung mit weiteren verträglichen 
gewerblichen Nutzungen wird durch die 
Ausweisung eines Mischgebietes somit 
Rechnung getragen. Dies entspricht auch 
dem Bestands-Bebauungsplan „Innen-
stadterneuerung Teilplan Nr. 10“ (2005), 
welcher für das Plangebiet bereits heute ein 
Mischgebiet festsetzt. Daraus ergibt sich 
eine Verträglichkeit der geplanten Nutzung. 

Das Mischgebiet ist das Gelenk zwischen 
Wohnnutzung, Baumarkt und sonstigen ge-
werblichen Nutzungen im Umfeld.

Die Festsetzung des Mischgebietes hat auch 
nachbarschützenden Charakter, sodass 
bauplanungsrechtlich nicht von gegenseiti-
gen Beeinträchtigungen auszugehen und 
durch den Verordnungsgeber die Sicherung 
gesunder Wohnverhältnisse gewahrt ist.

Die Standortfaktoren, die sich aus der städ-
tischen Lage des Standortes ergeben (u.a. 
schnelle Anbindung zur Innenstadt, Nach-
barschaft zur Betreuungseinrichtung, ...) 
können mit der Festsetzung voll ausge-
schöpft werden.

Es sind jedoch nicht alle Nutzungen des Ka-
taloges des Mischgebietes an diesem 
Standort realisierungsfähig. Gartenbaube-
triebe, Tankstellen und Anlagen für sportli-

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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che Zwecke sind nicht gewünscht. Dem üb-
licherweise erhöhten Flächenbedarf und 
den baulichen Anforderungen dieser Nut-
zungen kann an diesem Standort nicht 
Rechnung getragen werden. Gartenbaube-
triebe, Tankstellen und die ebenso unzuläs-
sigen Vergnügungsstätten sind darüber hin-
aus gestalterisch nur schwer zu integrieren.

Zudem wird durch den Ausschluss von Ver-
gnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 
Nr. 2 BauNVO die Gefahr des Entstehens 
von Trading-Down-Effekten innerhalb des 
Gebietes verhindert. An anderer Stelle im 
Stadtgebiet sind ausreichend Flächen für 
die Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
vorhanden.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Mischgebiet über die Höhe baulicher An-
lagen durch Festsetzung der Gebäudeober-
kante exakt geregelt (mit Ausnahme der be-
stehenden Wohnbebauung an der Zweibrü-
cker Straße). 

Gleich der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die 
Höhenentwicklung auf eine Maximale be-
grenzt und so ein relativ einheitliches Er-
scheinungsbild im Planungsgebiet sicherge-
stellt sowie einer Beeinträchtigung des Er-
scheinungsbildes des Umfeldes entgegen-
gewirkt. Dies vermeidet, dass es durch die 
Realisierung von Nicht-Vollgeschossen zu 
unerwünschten Höhenentwicklungen 
kommt.

Mit der Höhenfestsetzung wird somit eine 
Einheitlichkeit sowohl von Bestand als auch 
geplanter Nutzung gewährleistet. Einer 
gegenüber dem Bestand unverhältnismäßi-
gen überdimensionierten Höhenentwicklung 
wird vorgebeugt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Eine Überschreitungsbefugnis der zulässi-
gen Gebäudeoberkante für Photovoltaik-

module / Solarmodule inkl. der zum Betrieb 
erforderlichen Anlagen und Bauteile ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie zugunsten einer nach-
haltigen Entwicklung des Gebietes.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gem. §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzep-
tion.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,6 ent-
spricht der Bemessungsobergrenzen des 
§ 17 BauNVO für Mischgebiete.

Insbesondere aufgrund

•	 des beschränkten Raumangebotes, das 
aus der umgebenden Bestandsbebau-
ung resultiert, dem Verzicht auf die In-
anspruchnahme des Biotops und

•	 der städtebaulich verdichteten Nachnut
zung

geht auch mit der Neubebauung eine stär-
kere Verdichtung hervor.

Eine geringere Grundflächenzahl würde zu 
einer wesentlichen Erschwerung der zweck-
entsprechenden Nutzung des Grundstückes 
führen, die vorgesehene Konzeption wäre 
nicht realisierungsfähig.

Eine Überschreitung der Bemessungs
obergrenze ist laut BauNVO möglich. Es 
dürfen die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und bauliche Anlagen unterhalb der Gelän-
deoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, die definierte 
Obergrenze der GRZ auf bis zu 0,8 über-
schreiten (§ 19 Abs. 4 S.4 BauNVO). Die 
Überschreitung ist im vorliegenden Fall not-
wendig, um die Funktionsfähigkeit des ge-
planten Quartiers zu gewährleisten.

Zudem sind der Grundstücksfläche Flächen-
anteile von Gemeinschaftsanlagen, also pri-
vaten Anlagen die einem begrenzten Kreis 
von Grundstückseigentümern gehören, die 

durch die gemeinsame Errichtung und 
Unterhaltung einer Verpflichtung aus ge-
setzlichen Vorschriften nachkommen, hinzu-
zurechnen. 

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. Die gewählte Grundflächenzahl führt 
beispielsweise nicht zu einer Massierung 
von Nutzungen und baulichen Anlagen, die 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen bedingt. 

Der entstehenden Dichte wird durch aus-
gleichende Maßnahmen entgegengewirkt: 
Flächen sind nur zu versiegeln, soweit not-
wendig und je 200 m2 angefangener, nicht 
überbauter Grundstücksfläche ist mindes-
tens ein Baum anzupflanzen (s. Festsetzun-
gen bei Anpflanzungen), hinzu kommt die 
Röhrichtfläche, die nun außerhalb des 
Geltungsbereiches liegt und freigehalten 
wird.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird gemäß der Festsetzung einer 
maximal zulässigen Gebäudehöhe das Ziel 
verfolgt, die Errichtung überdimensionierter 
Baukörper im Vergleich zur Bestandsbebau-
ung zu unterbinden. Einer Beeinträchtigung 
des Stadtbildes wird damit entgegenge-
wirkt.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse ist 
hierbei aus dem städtebaulichen Konzept 
abgeleitet.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Gemäß dem städtebaulichen Konzept ist, 
im Bereich des Mischgebietes MI 1, eine of-
fene Bauweise vorgesehen. Hierbei sind die  
Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten.

Für die weiteren Mischgebiete (MI 2-5) wird 
eine abweichende Bauweise festgesetzt. In 
der abweichenden Bauweise ist eine Grenz-
bebauung innerhalb des Plangebietes zu-
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lässig. Dadurch wird im Plangebiet eine Be-
bauung gewährleistet, die der städtebauli-
chen Konzeption folgt und eine später fle-
xible Grundstücksparzellierung zulässt.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de und Gebäudeteile nicht bzw. allenfalls in 
geringfügigem Maß überschritten werden 
darf.

Die Baugrenzen orientieren sich exakt an 
der städtebaulichen Konzeption der geplan-
ten Bebauung. Der alte Bebauungsplan sah 
keine Nachverdichtung und bauliche Nut-
zung in zweiter Reihe vor. Zuvor orientierte 
sich das Baufenster an einem 
Bestandsgebäude, dessen Raumkante ent-
lang der Zweibrücker Straße übernommen 
wurde (MI 5).

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen in Teilbereichen auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig sein. Damit ist eine zweckmäßige 
Bebauung des Grundstückes mit den erfor-
derlichen Nebenanlagen und Einrichtungen 
sichergestellt (z. B. Terrasse), ohne geson-
dert Baufenster ausweisen zu müssen.

Flächen für Tiefgaragen mit 
Zufahrten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Tiefgaragen 
mit Zufahrten dient der Ordnung des ruhen-
den Verkehrs durch ein ausreichendes 
unterirdisches Stellplatzangebot innerhalb 
des Plangebietes.

Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze werden ausschließlich im 
Plangebiet bereitgestellt. Zudem werden 
Beeinträchtigungen der bereits bestehen-
den Bebauung in der Nachbarschaft des 
Plangebietes vermieden (Parksuchverkehr 
etc.).

Tiefgaragen mit Zufahrten sind den dafür 
festgesetzten Flächen für Tiefgaragen mit 
Zufahrten zulässig.

Zugänge, Wege, Rampen, Notausgänge, Zu-
fahrten für Rettungsfahrzeuge, Anleiterflä-
chen und weitere Erschließungselemente 
sowie Optionsflächen für Lüftungsschächte 
sind von diesen Festsetzungen ausgenom-
men.

Dies gewährleistet die notwendige Flexibili-
tät und eröffnet geringfügigen Spielraum 
bei der Ausgestaltung und Bauausführung.

Die Tiefgarageneinfahrt erfolgt von Seiten 
der internen Erschließungsstraße.

Höchstzulässige Zahl der 
Wohneinheiten je  
Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Zahl der 
Wohneinheiten im Plangebiet je Wohnge-
bäude verhindert die Entstehung von Ge-
bäuden mit einer unbegrenzten Zahl von 
Wohnungen und damit ein erhöhtes Ver-
kehrsaufkommen. Die Festsetzung gewähr-
leistet darüber hinaus ein harmonisches 
Einfügen des Neubaugebietes in den be-
stehenden Siedlungskörper der Kreisstadt 
Homburg. 

Durch die Beschränkung der max. Wohnein-
heiten je Wohngebäude sind ausschließlich 
Hausformen realisierbar, die dem gewach-
senen Siedlungskörper mit Mehrfamilien-
häusern entsprechen. Zudem werden Be-
einträchtigungen der bereits bestehenden 
Bebauung in der Nachbarschaft des 
Plangebietes vermieden (Parksuchverkehr 
etc.).

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung;  
hier: verkehrsberuhigter Bereich

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Für die interne Erschließung ist eine Stich-
straße vorgesehen, die als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung - hier: ver-
kehrsberuhigter Bereich - festgesetzt wird. 

Durch die Stichstraßenerschließung wird 
das Gebiet nur von den zukünftigen An-
wohnern, Kunden und Besuchern befahren, 
Durchgangsverkehr ist nicht möglich. Hier-
durch ergibt sich eine gesteigerte 
Wohnqualität.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Gebäudebrü-
ter) innerhalb des Plangebietes werden vor-
sorglich entsprechende, artenschutzrecht-
lich begründete Maßnahmen festgesetzt.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu­
chern und sonstigen Bepflan­
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der innerörtlichen Lage des 
Mischgebietes in direkter Nachbarschaft zu 
der bereits bestehenden Bebauung und der 
geplanten Versiegelung ist die hochwertige 
und qualitätsvolle Ausgestaltung der Frei-
räume von besonderer Bedeutung. Mit den 
getroffenen grünordnerischen Festsetzun-
gen wird die Entwicklung ökologisch hoch-
wertiger Pflanzungen mit Mehrwert für das 
Mikroklima erzielt.

Die Festsetzungen dienen insbesondere der 
Option der Begrünung des Flachdachs und 
der Fassade zur naturschutzfachlichen Auf-
wertung und Verbesserung des Mikrokli-
mas.

Auf weitergehende Festsetzungen wird ver-
zichtet, da so noch Flexibilität bei der gärt-
nerischen Anlage verbleibt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän­
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung bereits grundsätzlich vorhanden.

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwässern.

Dadurch hat die Kreisstadt langfristig die 
Option, die Trennung der Kanalisation von 
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Niederschlags- und Abwasserentsorgung 
umzusetzen.

Zur Brauchwassernutzung ist die Errichtung 
von Speichern (z.B. Zisterne) zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver- 
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild, denn 
gerade aufgrund der direkten Nachbar-
schaft zur bestehenden Wohnbebauung 
spielt die Gestaltqualität eine besondere 
Rolle. Die getroffenen minimalen Einschrän-
kungen bei der Fassadengestaltung sollen 
Auswüchse (z.B. glänzende Materialen) ver-
hindern. Durch die Einhausung bzw. sicht-
geschützte Aufstellung von Mülltonnen sol-
len darüber hinaus nachteilige Auswirkun-
gen auf das Stadtbild vermieden werden.

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie auf den Dächern ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Innerhalb des Plangebietes ist die Anlage 
von Stein-/Schottergärten unzulässig, da 
diese aus ökologischer Sicht äußerst proble-
matisch sind. Zum Einen bieten sie Insekten 
und Kleintieren wie Vögeln oder Reptilien 
kaum Nahrung oder einen Unterschlupf. 
Andererseits ergeben sich auch für das 
Kleinklima  negative Folgen: Im Sommer 
heizt sich der Schotter stark auf, nachts 
kühlt er nur langsam wieder ab. Flächen, die 
nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen 
oder Wege benötigt werden, sind daher un-
versiegelt zu lassen und gärtnerisch als Zier- 
oder Nutzgarten anzulegen.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die geplante Mischnutzung fügt sich in die 
Eigenart der näheren Umgebung ein. Die 
unmittelbare Umgebung, d. h. die Zweibrü-
cker Straße als angrenzende Straße, dient 
ebenfalls überwiegend dem Wohnen bzw. 
als Standort von Gewerbebetrieben, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören. Hierdurch 
wird Konfliktfreiheit gewährleistet. Gegen-
seitige Beeinträchtigungen dieser Nutzun-
gen sind bisher keine bekannt und auch 
künftig nicht zu erwarten. 

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebau-
ungsplanes wurden so gewählt bzw. aus 
dem alten Bebauungsplan übernommen 
und angepasst, dass sich die Wohnnutzung 
hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nut-
zung, der Bauweise sowie der überbauba-
ren Grundstücksfläche an der bestehenden 
Bebauung in der Umgebung orientiert und 
sich so in die Umgebung einfügt. Zusätzlich 
schließen die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen auch innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich zu Beeinträchtigungen 
führen kann.

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Das Angebot sollte dabei vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan 
kommt dieser Forderung nach. Da im 
Plangebiet keine Bebauung mehr besteht 

und das Maß der baulichen Nutzung und 
die überbaubare Grundstücksfläche den 
zeitgemäßen Anforderungen nicht mehr ge-
nügt, wird die Fläche für eine Umnutzung / 
Nachverdichtung bereitgestellt. Durch die 
Errichtung von Gebäuden mit Wohnungen 
unterschiedlicher Größe und unterschiedli-
chem Zuschnitt werden stadtnah nachfra-
georientierte Angebotsformen des Woh-
nens geschaffen. Der bestehenden Nachfra-
ge in Homburg wird somit in integrierter La-
ge Rechnung getragen.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft und der Erhaltung, Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entsprechendes Flächenangebot zu be-
rücksichtigen. Dem wird durch die Auswei-
sung des Mischgebietes Rechnung getra-
gen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen eine wichtige 
Rolle. Diesen Interessen trägt der vorliegen-
de Bebauungsplan Rechnung. 

Mit Realisierung der Planung wird die mit-
telständische Gewerbe- und Arbeitsplatz-
struktur in der Kreisstadt nachhaltig ge-
stärkt.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Stadt- und Landschaftsbildes

Das städtebauliche und gestalterische 
Potenzial des Plangebietes ist gegenwärtig 
aufgrund der vorwiegenden Nutzung als 
private Freifläche nicht voll ausgeschöpft. 

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Grundstückes hin zu einer gemischt genutz-
ten Fläche und durch die architektonische 
Konzeption des geplanten Vorhabens wird 
das Stadt- und Erscheinungsbild des 
Plangebietes und des direkten Umfeldes 
städtebaulich und gestalterisch weiter ent-
wickelt.

Durch die gestaffelte Höhe und die Gliede-
rung des Baukörpers werden städtebauliche 
Spannungen zur Umgebung vermieden. 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Auch die Begrünungen im Plangebiet 
(Baumpflanzungen) tragen zudem dazu bei, 
dass keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadtbild entstehen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung / Umnutzung einer unbebauten 
Freifläche in innerörtlicher Lage.

Der Geltungsbereich weist aufgrund der  
Beeinträchtigungen wie Bewegungsunruhe 
und Lärm infolge der bestehenden Nutzun-
gen in der unmittelbaren Umgebung (Stra-
ßen, Baumarkt, ...) bereits eine deutliche 
Vorbelastung auf.

Es kommt durch das Planvorhaben weder 
zu einer Beeinträchtigung artenschutzrecht-
lich relevanter Arten, noch ist ein 
FFH-Lebensraumtyp / besonders geschütz-
ter Lebensraum betroffen.

Von der Planung sind keine Schutzgebiete, 
insbesondere keine Schutzgebiete mit ge-
meinschaftlicher Bedeutung betroffen, die 
dem Planvorhaben entgegenstehen könn-
ten. Die nördlich angrenzende Röhrrichtflä-
che als vermutlich geschütztes Biotop nach 
§ 30 BNatSchG wird nicht in Anspruch ge-
nommen.

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung des geplanten Misch-
gebietes wird es zwar zu einem Anstieg des 
Verkehrsaufkommens kommen. Dieses ist 
jedoch lediglich auf den Anwohner- bzw. 
Besucher- und Arbeitnehmer-Verkehr be-
schränkt. Die Zweibrücker Straße ist als 
Bundesstraße für die festgesetzte Nutzung 
wohl ausreichend dimensioniert, sodass der 
zusätzlich entstehende Verkehr aufgenom-
men werden kann. 

Ein Großteil des ruhenden Verkehrs wird in-
nerhalb des Plangebietes - in einer Tiefgara-
ge unterhalb der geplante Bebauung - ge-
ordnet. Dies trägt dazu bei, dass ruhender 
Verkehr und Parksuchverkehr in der Zwei-
brücker Straße und in den umliegenden 
Straßen vermieden werden.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken.

Den umliegenden Anliegern wird folglich 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollier-
te Überflutungen entstehen. Insofern kann 
davon ausgegangen werden, dass die Be-
lange des Hochwasserschutzes / Starkregen 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Das Grundstück ist bislang nur teilweise be-
baut. Durch das geplante Vorhaben findet 
insgesamt eine Nachverdichtung statt, wo-
durch zusätzliche Versiegelungen stattfin-
den. Durch die Inanspruchnahme des im 
Siedlungsbestand vorhandenen Potenzials, 
der Anpflanzung von Bäumen, das Verbot 
sog. Steingärten und in Anbetracht der ge-
ringen Größe des Plangebietes können ne-
gative Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas insgesamt jedoch ausgeschlossen 
werden. Eine Inanspruchnahme von Flä-
chen im Außenbereich wird vermieden.

Auswirkungen auf private Belange

Die derzeitige Gebietsart, die auch dritt-
schützende Wirkung hat, wird beibehalten 
(Mischgebiet). Mögliche nachteilige Auswir-
kungen auf angrenzende Wohn- bzw. 
wohnverträgliche Nutzungen sind nicht zu 
erwarten, da der zu entwickelnde Standort 
der Mischnutzung ebenso wie die Umge-
bung dienen wird und verträglich ist. Zum 
anderen wurden entsprechende Festsetzun-
gen getroffen, um städtebauliche Spannun-
gen zu vermeiden (vgl. vorangegangene 
Ausführungen).

Alle bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben können eingehalten wer-
den.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Umnutzung / Nachverdichtung einer 
innerörtlich gelegenen Fläche

•	 Mit der Erweiterung des Angebotes an 
Wohnraum, Gewerbeflächen und 
Arbeitsplätzen wird die Kreisstadt der 
bestehenden Nachfrage gerecht

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

•	 Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden 

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs, Ordnung des ru-
henden Verkehrs auf dem Grundstück

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie­
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.
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Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Kreisstadt 
Homburg zu dem Ergebnis, dass der Umset-
zung der Planung nichts entgegensteht.




	Vorlage
	Anlage  1 Übersichtskarte
	Anlage  2 Luftbild+Kataster
	Anlage  3 Geltungsbereich
	Anlage  4 Planzeichnung B-Plan "Rechts am Zweibrücker Weg"
	Anlage  5 Begründung B-Plan "Rechts am Zweibrücker Weg"
	Anlage  6 B-Plan_Innenstadterneuerung_Teilplan10

